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So wie es aussieht, möchte der Bundesrat im Jahr 2016 mit der EU ein Rahmenabkommen abschliessen, in dem 
sich die Schweiz verpflichten soll, automatisch zukünftiges EU-Recht zu übernehmen. Vor einigen Monaten 
sprach man noch von einer institutionellen Einbindung in die EU. Doch diese Beschreibung könnte vom Volk 
"missverstanden" werden, daher spricht man nun davon, die "Bilateralen" zu "erneuern" oder zu "stärken". Mit 
diesem Abkommen würden die Schweiz und ihre Kantone viele Kompetenzen an die EU abtreten müssen. Ein 
solcher Rahmenvertrag wäre z.B. viel weitreichender als der EWR-Vertrag von 1992 und würde die Schweiz 
durch die Hintertüre in die EU führen. Die EU wird immer zentralistischer strukturiert. Man arbeitet daran, in 
Zukunft eine gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik betreiben zu können. Aber auch eine einheitliche 
Finanz- und Steuerpolitik (Steuerharmonisierung) und eine gemeinsame Sozialpolitik können zur Diskussion 
stehen. Dabei würden Bundes- und Kantonskompetenzen stark beschnitten. Das Initiativ- und-Referendumsrecht 
würde praktisch abgeschafft. Abstimmen könnte man noch, aber das Ergebnis wäre jeweils bedeutungslos. 

Ich bitte den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wird der Regierungsrat ein solches Abkommen befürworten, das die Souveränität der Schweiz, ihrer 
Kantone und die Volksrechte massiv einschränken würde und den Bundesrat hierbei unterstützen? 

2. Wird sich der Regierungsrat für ein solches Abkommen öffentlich einsetzen z.B. mit Werbung, 
Veranstaltungen und Auftritten? 

3. Wenn ja, würden diese Aufwendungen mit Steuergeldern finanziert? 

4. Ist der Regierungsrat nicht auch der Meinung, dass ein Staat, der sein Recht nicht mehr selbst bestimmt, 
aufhört, ein Staat zu sein? 

5. Befürwortet der Regierungsrat, dass die Schweiz durch die Hintertüre in die EU geführt werden soll? 

Andreas Ungricht  

 

 


